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Unglaublich: EU-Kommission schafft 
quasi christliche Feiertage ab!

Am Rande der Straßburgsitzung letzte 
Woche hat ein Skandal für Aufsehen ge-
sorgt: Ein von der EU-Kommission veröf-
fentlichter Schülerkalender, der zwar hin-
duistische und muslimische Feiertage er-
klärt, die christlichen Feste dafür aber voll-
kommen unter den Tisch fallen lässt. Ich 
habe umgehend dagegen protestiert und 
mich klar zu Wort gemeldet: 
Der kämpferische Atheismus im Apparat 
der EU-Kommission i s t  untragbar - er 
braucht eine klare, christliche Antwort. Die-
se Willkür schreit zum Himmel. Wollen die 
EU-Beamten nun Weihnachten und Ostern 
abschaffen? Was steckt dahinter? Fakt ist: 
Der EU-Kalender ohne christliche Feierta-
ge kostete 5 Millionen Euro und wurde in 
einer Auflage von 3,5 Millionen Stück an 
Schülerinnen und Schüler in Europa ver-
teilt. 

Die lapidare Entschuldigung der Kommis-
sion, es handle sich dabei um einen "gro-
ben Fehler" auf Grund "unsorgfältigen Ge-

genlesens" und werde "beim nächsten Mal 
besser gemacht", kann ich so nicht gelten 
lassen. Ich habe das deshalb unmissver-
ständlich als Frechheit bezeichnet. Ich ha-
be gefordert, die zuständigen Beamten 
umgehend zur Rechenschaft zu ziehen 
sowie eine persönliche Entschuldigung des 
Kommissionspräsidenten, denn eines ist 
klar: In der EU-Kommission herrscht ein 
Sechs-Augen-Prinzip - und damit kann das 
nur absichtlich publiziert worden sein.

Diese Forderungen waren erfolgreich. 
Zum einen hat sich der zuständige Kom-
missar John Dalli öffentlich entschuldigt. Er 
hat die Homepage des Jugendkalenders 
innerhalb weniger Stunden mit einem Hin-
weis versehen lassen, hat den Druck eines 
Corrigendums in Auftrag gegeben und ent-
sprechende Änderungen für den bereits in 
Auftrag gegebenen Kalender 2011/12 ver-
anlasst.

Kommissionspräsident Manuel Barroso hat 
sich - auf meine Anfrage hin - bei einer 
Aussprache mit der EVP-Fraktion für die-
sen Fauxpas entschuldigt. Die zuständigen 
Beamten der Kommission würden zur Re-
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chenschaft gezogen. Zudem sei der Ver-
trag mit der ausführenden Agentur umge-
hend gekündigt worden. 

Ihre Meinung ist wichtig: Sollten Sie meine 
Meinung teilen und sich selbst über den 
Kalender beschweren wollen, wenden Sie 
sich bitte direkt an Kommissionspräsident 
Manuel Baroso unter 
http://ec.europa.eu/commission_2010-
2014/president/contact/mail/index_de.htm 
oder aber den Kooperationspartner der 
Veröffentlichung: http://www.generation-
europe.eu/about/contact.html

MEIN TIPP: Antragsfrist für Städtepart-
nerschaften nicht verpassen!

Die Antragsformulare für EU-
Städtepartnerschaftsförderung liegen vor. 
Damit sind diese Formulare zur Einreich-
frist am 01.02.2011 verfügbar. Das Online-
Antragsformular für die Förderung von 
Bürgerbegegnungen im Rahmen von Städ-
tepartnerschaften (Aktion 1, Maßnahme 
1.1), thematischer Netzwerkbildung zwi-
schen Partnerstädten (Aktion 1, Maßnah-
me 1.2) und für Projektkostenzuschüsse 
für Vereine und Verbände (Aktion 2, Maß-
nahme 3) ist auf Deutsch im Internet abruf-
bar. Für Bürgerbegegnungen (Aktion 1, 
Maßnahme 1.1) ist kein gesondertes Zu-
schussberechnungsformular mehr einzu-
reichen. Weitere Informationen (Englisch) 
unter 
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/fundi
ng/2011/index_en.php und bei der Bonner 
Kontaktstelle unter www.kontaktstelle-
efbb.de

Christenverfolgung wird weltweit immer 
schlimmer!

Nach den schrecklichen, anhaltenden 
Angriffen auf Christen in Ägypten, dem 
Irak und anderen Staaten hat das Euro-

päische Parlament letzte Woche auf Ini-
tiative der EVP-Fraktion eine Entschlie-
ßung zum Schutz der Christen mit gro-
ßer Mehrheit verabschiedet. Nur die 
Fraktion der Kommunisten stimmte ge-
gen das fraktionsübergreifende Papier.

Bereits zuvor hatte ich mich in einer offi-
ziellen, schriftlichen Anfrage an die 
Kommission gewandt, die bis dato leider 
ohne Antwort blieb. In der Erklärung 
zeigt sich das Europäische Parlament 
besorgt über die Situation der Christen in 
Teilen Afrikas, Asiens und des Nahen 
Ostens. Es fordert die EU-Kommission 
auf, die Religionsfreiheit auch in Ab-
kommen mit Drittstaaten zu verteidigen 
und im Rahmen ihrer Außenpolitik eine 
Strategie zur Durchsetzung des Men-
schenrechts auf Religionsfreiheit zu er-
arbeiten. Um stärker gegen Verletzun-
gen der Religionsfreiheit vorgehen zu 
können, verlangte das Europäische Par-
lament die Einrichtung entsprechender 
Kapazitäten innerhalb des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes. Zudem müsse 
sich der jährliche Bericht zur Lage der 
Menschenrechte auch dem Thema Reli-
gionsfreiheit widmen.

Auch bei der Entwicklungshilfe und im 
Handel müsse die Lage der Menschen-
rechte und die Frage der Religionsfrei-
heit in einem Land eine Rolle spielen.
Ich unterstütze die Position meines Bun-
destagskollegen Stefan Müller: Wo Men-
schen wegen ihres Glaubens verfolgt 
werden, müssen wir die Entwicklungs-
mittel kürzen. Die Verletzung der Religi-
onsfreiheit betrifft weltweit vor allem 
Christen. Sie werden in vielen Staaten 
der Welt verfolgt oder diskriminiert. In 
der Entschließung heißt es: "Leider müs-
sen wir feststellen, dass 75 Prozent aller 
religiös motivierten Gewalttaten in den 
letzten Jahren gegen Christen gerichtet 
waren. Das christliche Europa muss sich 
hier auch selbstbewusst wehren in der 
Welt und darf dazu nicht schweigen". 

http://www.generation-europe.eu/about/contact.html
http://www.generation-europe.eu/about/contact.html
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/funding/2011/index_en.php
http://eacea.ec.europa.eu/citizenship/funding/2011/index_en.php
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Freie Arztwahl für Patienten in Europa

Stellen Sie sich vor: Sie planen eine or-
thopädische Behandlung, lassen Ihr 
Hörgerät prüfen oder wollen zum Augen-
arzt für eine neue Brille. Was früher nur 
im Inland möglich war, ist künftig auch 
Eu-weit im Ausland möglich - und wird 
von den Krankenkassen gleichwertig be-
handelt. Das hat das Europäische Par-
lament vergangene Woche beschlossen. 

Die verabschiedete Richtlinie setzt die 
Rechtssprechung des Europäischen Ge-
richtshofes (EuGH) um, wonach jeder 
Patient ein Recht auf Behandlung im EU-
Ausland hat. Bei ambulanten Dienstleis-
tungen braucht man keine Vorabgeneh-
migung. Bei Behandlungen, die mit ei-
nem Krankenhausaufenthalt verbunden 
sind, muss man sich vorher bei seiner 
Krankenkasse den Aufenthalt genehmi-
gen lassen. 

Grenzüberschreitende Gesundheitsver-
sorgung ist besonders wichtig für Patien-
ten, die auf einer Warteliste stehen. Die 
können sich nämlich in einem anderen 
Land schneller behandeln lassen. Auch 
im grenznahen Raum oder aus privaten 
Gründen wegen Familienangehörigen 
kann eine Operation im EU-Ausland 
sinnvoll sein. Medizinisch besonders 
wichtig ist es bei hoch spezialisierten 
Behandlungen von seltenen Erkrankun-
gen, die nicht in jedem Land angeboten 
werden. 

Durch die Schaffung nationaler Kontakt-
stellen gibt es in Zukunft die Möglichkeit, 
sich besser über die Situation in anderen 
EU-Ländern zu informieren. Eine Chance 
bietet die Richtlinie auch für die deut-
schen Ärzte und Krankenhäuser, denn: 
Unser Gesundheitssystem ist im Ver-
gleich mit anderen EU-Ländern der EU 
recht gut. Daher können wir auf Auslas-
tung durch Patienten aus anderen euro-
päischen Ländern hoffen, die zu Hause 
lange Wartezeiten haben. 

Krach in Ungarn - aber ambitioniertes 
Programm für Europa
Der ungarische Premierminister Viktor Or-
bán hat letzte Woche in einer Grundsatz-
rede zum Beginn der Ratspräsidentschaft
die Wirtschaft an die erste Stelle seiner
Prioritätenliste für die kommenden sechs
Monate. Die anschließende Debatte war
recht turbulent, da Orbán von Seiten der
Liberalen, der Grünen und der Linken für
das ungarische Mediengesetz kritisiert wur-
de.

In seiner Ansprache machte Orbán deut-
lich, dass Ungarn zum ersten Mal dem Mi-
nisterrat der EU vorsitze und dass dies ein 
historisches Ereignis von besonderer Be-
deutung ist. Er sprach über die Folgen des 
ungarischen Aufstands gegen die kommu-
nistische Diktatur im Jahr 1956 uns be-
zeichnete die heutige Stellung seines Lan-
des als Beleg für geschichtliche Gerechtig-
keit eines Landes, dass in der Nachkriegs-
zeit den höchsten Blutzoll für seine Freiheit 
bezahlen musste.    

Zur Wirtschaftspolitik sagte Orbán, dass 
die Verschuldung ein ganz zentrales Prob-
lem sei, das nur durch Beschäftigung und 
verantwortungsvolles Management zu lö-
sen sei. Man dürfe die heutigen Probleme 
nicht dadurch lösen, dass man sie für die 
Zukunft unseren Kindern aufbürdet. Au-
ßerdem müsse man den Lissabon-Vertrag 
dahingehend ändern, dass der für 2013 
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geplante Krisenmechanismus rechtlich 
verankert werde. 

Interessant sind auch die Schwerpunkte 
der Ungarn im Sozialbereich. So soll die 
"Vereinbarkeit von Familie und Beruf" ein 
Schwerpunktthema sein. Die Präsident-
schaft will ein "Europäisches Jahr für Fami-
lien" vorschlagen und betont die Notwen-
digkeit eines familienfreundlichen Europas 
vor dem Hintergrund der demographischen 
Entwicklung. Ich habe die Chance genutzt, 
diesen Ansatz in der Aussprache im Aus-
schuss zu loben und fordere Unterstützung 
für eine familienfreundliche Beschäfti-
gungspolitik. Für mich gehört dazu auch 
ein arbeitsfreier Sonntag als Familientag.

Zum ungarischen Mediengesetz an dieser 
Stelle nur so viel: Hier wird zum Teil maß-
los und fern der Fakten übertrieben. Die 
Kritiker aus den Reihen des Europäi-
schen Parlaments werfen ihm vor, die 
Pressefreiheit in seinem Land sei ge-
fährdet, weil die neue Medienbehörde 
Zeitungen wegen „politisch unausgewo-
gener" Berichterstattung mit hohen Buß-
geldern belegen könne. Die Kommission 
hat nun als Hüterin der Verträge die Auf-
gabe zu prüfen, in wie weit die "Freiheit 
der Medien und Ihre Pluralität", tatsäch-
lich bedroht sind.

Meine Idee: Ein europäisches Siegel 
für die sichere Rente
"Altersvorsorge ist eine nationale Politik mit 
europäischer Dimension, denn Generatio-
nengerechtigkeit kennt keine Grenzen", 
das habe ich am Rande der Plenartagung 
letzte Woche gesagt. Die staatliche Rente 
ist  und bleibt nationale Angelegenheit -
ohne wenn und aber. Sie allein aber reicht 
nicht, um allen Europäern nachhaltig siche-
re Versorgung im Alter zu garantieren. Der 
europäische Binnenmarkt kapitalgedeckter 
Altersvorsorge wächst - vor allem in der 
dritten Säule der privaten Altersvorsorge. 
Es braucht Standards auf hohem Niveau, 
die den Verbraucher schützen. Da macht 

Europas Einsatz Sinn. Meine Idee dazu: 
Ein "Europäisches Siegel für die sichere 
Rente". 

Ursache der aktuellen Debatten sind das 
von der Europäischen Kommission vor-
gelegte Grünbuch zu angemessenen, 
nachhaltigen und sicheren Rentensys-
temen sowie die Solvenz-Probleme ein-
zelner Mitgliedsstaaten: Staatliche Ren-
ten sind eines der größten Probleme 
beim Rating von Staaten - die Pflichtzu-
sagen wirken wie ein finanzieller Klotz 
am Bein. Sie haben eine europäische 
Dimension - stolpert ein Euro-Land dar-
über, stehen die anderen in der Pflicht -
da heißt es Augen auf!

Grundsätzlich muss sich das Engage-
ment Europas aber auf den Binnenmarkt 
kapitalgedeckter Altersvorsorge konzent-
rieren und den Schutz der Anleger in den 
Fokus nehmen, denn im Zentrum steht 
der Mensch. Der Verbraucher muss er-
kennen können, wann er die sichere 
Rente kauft - dazu braucht es ein Euro-
päisches Rentensiegel für kapitalgedeck-
te Altersvorsorgeprodukte. 

Ich habe hierzu entsprechende Ände-
rungsanträge zum Grünbuch einge-
bracht. Gemeinsam mit Zertifizierungs-
dienstleistern, Verbraucherschützern, 
Versicherern und Anbietern betrieblicher 
Altersvorsorge arbeite ich an der Kon-
kretisierung des "Europäischen Renten-
siegels".

Link: Europa und der öffentliche Dienst
Es gibt eine neue Vorlage zur Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer im öffentlichen Sektor. 
Damit informiert die Kommission – leider 
nur Englisch - über die wichtigsten Aspekte 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer im öf-
fentlichen Sektor. 

In dieser Arbeitsvorlage vom 14.12.2010 
werden Fragen speziell für Beschäftigte im 
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öffentlichen Dienst behandelt, u.a. welche 
Stellen im öffentlichen Sektor Staatsange-
hörigen vorbehalten sind, aber auch die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen, 
Einstellungsverfahren, sprachliche Anfor-
derungen,  sowie  Anerkennung von Be-
rufserfahrung und Dienstalter. 

Im ersten Teil des Berichts geht es um die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer im öffentli-
chen Sektor und im zweiten Teil um Län-
derdossiers zu allen 27 Mitgliedstaaten. 
Diese Vorlage ergänzt die Mitteilung zur 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer vom 13. 
Juli 2010. Die Arbeitsunterlage (Englisch) 
vom 14.12.2010 unter
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docI
d=6400&langId=en . Die Mitteilung vom 
13.7.2010 unter http://www.eures-
transtiro-
lia.org/typo3/fileadmin/user_upload/dokumente/1_DE_ACT_part1
_v1.pdf

Gut: Ein Stecker fürs Handy-Ladegerät

Die EU-Industrienorm für ein einheitliches 
Ladegerät liegt jetzt endlich vor. Damit 
kann die Industrie mit dem Verkauf von 
Mobiltelefonen für das neue Ladegerät be-
ginnen. Grundlage war eine im Juni 2009 
erfolgte Absprache der Kommission mit 
führenden Mobiltelefonherstellern.  Die 
neuen Netzteile werden auf der Grundlage 
des bereits bestehenden Micro-USB-
Steckers vereinheitlicht. Dieser kommt ins-
besondere  bei Kameras und Smartphones 
zum Einsatz. Der neue Standard gilt für 
alle datenfähigen Handys, also Geräte, die 
man an einen Computer anschließen und 
mit denen man im Internet surfen oder E-
Mails verschicken kann. Die  neuen Lade-
geräte sollen in den ersten Monaten des 
Jahrs 2011 auf dem Markt sein.

Fördergelder für kommunale Gebäude
Es gibt einen neuen EU Fonds für Investiti-
onen in Projekte der Energieeffizienz. Der 
Fonds wird mit bis zu 146 Mio. € aus Mit-

teln finanziert, die aus dem 2009 aufgeleg-
ten Konjunkturpaket stammen und nicht 
abgerufen worden sind. Damit sollen regi-
onale und lokale Behörden unterstützt 
werden, u.a. für mehr Effizienz bei öffentli-
chen Gebäuden wie Schulen und für die 
Umstellung auf leistungsfähige Straßenbe-
leuchtung. 

Die Laufzeit reicht vom 1. Januar 2011 bis 
zum 31. März 2014. Interessierte Kommu-
nen müssen ihre Anträge bis Ende März 
2011 einreichen. Weitere Einzelheiten 
(Englisch) unter
http://www.europarl.europa.eu/de/press-
room/content/20101025IPR90074/html/%E2%82%AC146
-million-for-energy-saving-efficiency-and-renewable-
energy-projects
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